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Psychiatrische und psychosomatische Versorgung zukunftssicher 
gestalten – Versorgungssicherheit, Qualität und Wirtschaftlichkeit 
stärken 
 
Die psychiatrische und psychosomatische Versorgung in Deutschland steht vor erheblichen 
strukturellen, finanziellen und personellen Herausforderungen. Steigende Fallzahlen 
psychischer Erkrankungen, eine zunehmende Komplexität der Behandlungsbedarfe sowie 
der anhaltende Fachkräftemangel treffen auf ein hochreguliertes, bürokratisches und nur 
begrenzt flexibles Versorgungssystem. Gleichzeitig wächst der gesellschaftliche und 
volkswirtschaftliche Stellenwert psychischer Gesundheit kontinuierlich. 
 
Die bestehenden Versorgungsstrukturen sind historisch gewachsen und vielfach durch starre 
Sektorengrenzen, inkonsistente Vergütungsmechanismen und detaillierte regulatorische 
Vorgaben geprägt. Diese Rahmenbedingungen erschweren eine bedarfsgerechte, 
kontinuierliche und patientenzentrierte Versorgung über die Grenzen von stationären, 
teilstationären, stationsäquivalenten und ambulanten Behandlungsangeboten hinweg. 
 
Ziel einer modernen psychiatrischen und psychosomatischen Versorgung muss es sein, 
regionale Verantwortung, sektorenübergreifende Versorgung und flexible 
Behandlungsformen zu stärken. Krankenhäuser nehmen hierbei eine zentrale Rolle als 
koordinierende Ankerpunkte regionaler Versorgungsnetzwerke ein. Voraussetzung hierfür 
sind verlässliche Finanzierungsmodelle, angemessene Personalanforderungen und ein 
deutlicher Abbau bürokratischer Belastungen.  
 
Vor diesem Hintergrund formuliert der Wirtschaftsrat nachfolgend zentrale Positionen und 
Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung der psychiatrischen und psychosomatischen 
Versorgung in Deutschland.  
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1. Starke sektorenübergreifende regionale Versorgungsnetzwerke in der Psychiatrie und 
Psychosomatik etablieren 

Eine zukunftsfähige psychiatrische und psychosomatische Versorgung erfordert den Aufbau 
und die konsequente Weiterentwicklung sektorenübergreifender regionaler 
Versorgungsnetzwerke. Ziel muss es sein, fließende Übergänge zwischen vollstationärer, 
teilstationärer, stationsäquivalenter und ambulanter Behandlung zu ermöglichen und die 
Versorgung konsequent am individuellen Bedarf der Patientinnen und Patienten auszurichten. 
 
Psychiatrische und psychosomatische Krankenhäuser sind bereits heute zentrale 
Koordinationsplattformen in den Regionen. Sie übernehmen Verantwortung für die 
Pflichtversorgung, stellen die Erreichbarkeit im Krisenfall sicher und fungieren als 
Schnittstellen zwischen medizinischer, pflegerischer, sozialer und therapeutischer Versorgung. 
Diese Rolle gilt es systematisch zu stärken und weiterzuentwickeln. 
 
Hierzu gehört die Entwicklung flexibler Versorgungsmöglichkeiten, die einen bedarfsgerechten 
Wechsel zwischen den verschiedenen Behandlungssettings erlauben. Teilstationäre und 
stationsäquivalente Angebote sowie aufsuchende Behandlungsformen müssen deutlich 
ausgebaut werden. Gleichzeitig sind Barrieren abzubauen, die derzeit die Umsetzung solcher 
Angebote erschweren, etwa durch restriktive gesetzliche Vorgaben, unzureichende 
Finanzierungsmechanismen oder fehlende Planungssicherheit. 
 
Psychiatrische und Psychosomatische Institutsambulanzen (PIA) sind ein unverzichtbarer 
Bestandteil einer sektorenübergreifenden Versorgung. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Vermeidung stationärer Aufnahmen, zur Verkürzung von Liegezeiten sowie zur 
Stabilisierung von Patientinnen und Patienten mit komplexem Versorgungsbedarf. 
 
Der Wirtschaftsrat spricht sich für eine bundesweit flächendeckende Weiterentwicklung und 
Stärkung der Institutsambulanzen aus 
 
 
2. Vergütungs- und Personalsystematik weiterentwickeln  

Die Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen muss zwingend von einer Reform der 
Finanzierungs-, Vergütungs- und Personalsystematik begleitet werden. Das bestehende 
Nebeneinander unterschiedlicher Vergütungslogiken setzt häufig falsche Anreize und steht 
einer flexiblen, sektorenübergreifenden Versorgung entgegen. Gleichzeitig bedarf auch die 
regulatorische Ausgestaltung der Personalanforderungen einer grundlegenden Überarbeitung, 
um Qualität, Bedarfsgerechtigkeit und Wirtschaftlichkeit in Einklang zu bringen. 
 
Ein zentraler Ansatzpunkt im Bereich der Vergütung ist die Überführung der Modellvorhaben 
nach § 64b SGB V als Optionsmodell in die Regelversorgung. Diese Modelle ermöglichen eine 
budgetbasierte Finanzierung, die weitgehend unabhängig vom jeweiligen Behandlungssetting 
ist und damit den flexiblen Einsatz stationärer, teilstationärer, stationsäquivalenter und 
ambulanter Leistungen erlaubt. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass hierdurch 
patientenorientierte Versorgungskonzepte gestärkt und unnötige stationäre Aufenthalte 
vermieden werden können. 
 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung ist ein verbindlicher Kontrahierungszwang für 
die Krankenkassen, um eine flächendeckende Anwendung zu ermöglichen und eine Zwei-
Klassen-Versorgung zu vermeiden. 
 
Unabhängig davon ist auch die bestehende Regelfinanzierung weiterzuentwickeln. Ziel muss 
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ein konsistentes Vergütungssystem sein, das Transparenz schafft, Vorhaltekosten angemessen 
berücksichtigt und Personal- sowie Sachkosten vollständig refinanziert. Der Abbau unnötiger 
bürokratischer Aufwände ist hierbei ein zentrales Element, um Ressourcen wieder stärker auf 
die Versorgung der Patientinnen und Patienten zu konzentrieren. 
 
Eine qualitativ hochwertige psychiatrische und psychosomatische Versorgung ist nur mit 
ausreichend qualifiziertem Personal möglich. Die derzeitigen Personalanforderungen des 
Gemeinsamen Bundesausschusses, insbesondere die Personalausstattung Psychiatrie und 
Psychosomatik-Richtlinie (PPP-RL), bedürfen einer grundlegenden Überarbeitung. 
 
Die Personalanforderungen müssen sich stärker am tatsächlichen Patientenbedarf orientieren 
und zugleich eine höhere Flexibilität beim Personaleinsatz ermöglichen. Die starre Zuordnung 
von Berufsgruppen und Regelaufgaben sowie die begrenzten Anrechnungsmöglichkeiten 
verschiedener Qualifikationen entsprechen nicht den realen Versorgungsbedarfen und 
behindern innovative Versorgungskonzepte. 
 
Erforderlich ist eine klare Differenzierung zwischen Personalbemessung als Instrument zur 
Bedarfsermittlung und Mindestvorgaben zur Sicherstellung der Patientensicherheit. 
Mindestvorgaben dürfen nicht faktisch zu einer Personalobergrenze werden. Gleichzeitig 
müssen Sanktionen bei Nichteinhaltung verhältnismäßig, gestuft und vorrangig beratend 
ausgestaltet werden. Finanzielle Sanktionen dürfen erst das letzte Mittel sein. 
 
Zwingende Voraussetzung ist zudem die vollständige Finanzierung der erforderlichen 
Personalausstattung zu den tatsächlich angefallenen tariflichen (nachgewiesenen) 
Personalkosten. Nur wenn Personalbedarfe realistisch abgebildet und refinanziert werden, 
können Einrichtungen dauerhaft Versorgungssicherheit gewährleisten. 
 
 
3. Digitalisierung stärken und Dokumentationspflichten abbauen  

Die Digitalisierung bietet erhebliche Potenziale für eine bessere, niedrigschwellige und 
patientenzentrierte psychiatrische und psychosomatische Versorgung. Digitale Anwendungen, 
E-Health-Angebote und telemedizinische Leistungen können Zugangsbarrieren abbauen, 
Versorgungsprozesse verbessern und die Kontinuität der Behandlung stärken. Voraussetzung 
hierfür ist der Aufbau einer belastbaren, sicheren und interoperablen digitalen Infrastruktur. 
Investitionen in IT-Sicherheit, digitale Dokumentation, telemedizinische Plattformen und 
digitale Therapieangebote müssen dauerhaft refinanziert werden. 
 
Der Ausbau telemedizinischer Angebote kann insbesondere in ländlichen Regionen sowie in 
der Krisen- und Nachsorge einen wichtigen Beitrag leisten. Digitale Angebote sollten dabei als 
Ergänzung, nicht als Ersatz persönlicher Behandlung verstanden werden und sinnvoll in 
bestehende Versorgungsstrukturen integriert sein. 
 
Zugleich ist die psychiatrische und psychosomatische Versorgung derzeit durch eine Vielzahl 
detaillierter Dokumentations-, Nachweis- und Prüfpflichten belastet. Diese binden erhebliche 
personelle Ressourcen, ohne einen entsprechenden Mehrwert für die Versorgungsqualität zu 
bieten. Digitalisierung darf nicht zu einer bloßen „Digitalisierung von Bürokratie“ führen, 
sondern muss spürbar zur Entlastung beitragen. 
 
Insbesondere die Dokumentationsanforderungen aus der Personalausstattung Psychiatrie und 
Psychosomatik-Richtlinie (PPP-RL), dem PEPP-System, dem Psych-Personalnachweis und dem 
Psych-Krankenhausvergleich sowie die umfangreichen Struktur-, Abrechnungs- und 
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Qualitätsprüfungen durch den Medizinischer Dienst führen zu einer massiven Bürokratisierung 
des Versorgungsalltags. 
 
Der Wirtschaftsrat spricht sich für eine konsequente Reduzierung und zugleich Harmonisierung 
dieser Vorgaben auf ein notwendiges Mindestmaß aus. Dokumentationspflichten müssen sich 
am tatsächlichen Nutzen für Qualität und Patientensicherheit orientieren. Ziel ist es, durch 
digitale, standardisierte und interoperable Lösungen Prozesse zu vereinfachen, 
Doppelprüfungen zu vermeiden und wieder mehr Zeit für die direkte medizinische und 
therapeutische Arbeit zu schaffen. Gleichzeitig sind die Kliniken finanziell zu entlasten, indem 
bürokratische Aufwände reduziert und Digitalisierungsinvestitionen verlässlich refinanziert 
werden.  
 
 
4. Versorgung von Kindern und Jugendlichen stärken 

Psychische Erkrankungen im Kindes- und Jugendalter haben in den vergangenen Jahren 
deutlich zugenommen. Gleichzeitig ist die kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung 
vielerorts bereits heute an ihrer Belastungsgrenze. Der Abbau stationärer 
Versorgungsstrukturen würde die Versorgungssicherheit weiter gefährden. 
 
Eine zukunftssichere Versorgung von Kindern und Jugendlichen erfordert die Sicherstellung 
stationärer und teilstationärer Kapazitäten sowie einer jederzeit verfügbaren Akutversorgung. 
Gleichzeitig müssen neue Versorgungsmodelle gefördert werden, die eine enge Verzahnung 
von ambulanter, stationärer und schulischer sowie sozialer Unterstützung ermöglichen. 
 
Besondere Aufmerksamkeit gilt der Bekämpfung des Fachkräftemangels durch den Ausbau von 
Ausbildungs- und Studienkapazitäten, attraktive Arbeitsbedingungen und gezielte 
Förderprogramme. Psychiatrische Institutsambulanzen und digitale Angebote spielen auch in 
der Versorgung von Kindern und Jugendlichen eine zentrale Rolle und sollten ausgebaut 
werden. 
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